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Der Bischof von Limburg

Nr. 69 Beschluss der KODA vom 22. Mai 2026 – An-
lage 122 zur AVO – Entgeltordnungen: BEO 2 Sozial- 
und Erziehungsdienst

Die Besondere Entgeltordnung BEO 22 wird wie folgt 
geändert:

BEO 2 wird wie folgt geändert:

a)	 In der Entgeltgruppe S 3 werden die Worte 
„Sozialassistentinnen/Sozialassistenten“ 
ersatzlos gestrichen.

b)	 In der Entgeltgruppe S 4 Fallgruppe 1 werden 
die Worte „Sozialassistentinnen/Sozialassis-
tenten“ ersatzlos gestrichen.

c)	 In der Entgeltgruppe S 4 wird eine neue Fall-
gruppe 4 mit folgendem Wortlaut eingefügt:
„4. Beschäftigte in der Tätigkeit als profiler-
gänzende Fachkräfte, die noch nicht über 
die Weiterbildung von mindestens 160 Un-
terrichtsstunden (Basisqualifikation im er-
zieherischen Bereich) verfügen.“

d)	 Die Entgeltgruppe S 7 wie folgt geändert:
S 7

1.	 Die bisherige Regelung wird zu Fallgruppe 1.
2.	 Es wird eine neue Fallgruppe 2 mit folgen-

dem Wortlaut eingefügt: „Sozialassistentin-
nen/Sozialassistenten“

3.	 Es wird eine neue Fallgruppe 3 mit folgen-
dem Wortlaut eingefügt: „Profilergänzende 

Fachkräfte, die über eine Weiterbildung von 
mindestens 160 Stunden (Basisqualifikation 
im erzieherischen Bereich) verfügen.“

Limburg, 26. Juni 2026	 +	 Dr. Georg Bätzing
Az.: 565AH/62656/26/02/4		  Bischof von Limburg

Nr. 70 Beschluss der KODA vom 22.  Mai 2026 – 
AVO 25 Sterbegeld

a)	 Die AVO wird in § 25 wie folgt geändert:

In Abs. 1 Buchst. a) wird am Ende eine Fuß-
note eingefügt.
Die Fußnote erhält folgenden Wortlaut:
„Sterbegeld wird für Beschäftigte, welche 
eine Lebenspartnerschaft nach dem Le-
benspartnerschaftsgesetz bzw. ehe- oder 
lebenspartnerschaftsähnliche Gemeinschaft 
eingegangen sind, entsprechend gewährt.“

b)	 Inkrafttreten

Die Änderung tritt zum 1. Juni 2026 in Kraft.

Limburg, 26. Juni 2026	 +	 Dr. Georg Bätzing
Az.: 565AH/62656/26/02/5		  Bischof von Limburg
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Nr. 71 Beschluss der KODA vom 22. Mai 2026 – KO-
DA-Beschlüsse im Zusammenhang mit der Übernah-
me der Tarifergebnisse vom 6. April 2025 – Teil 1

A) Die AVO wird wie folgt geändert:

(1)	 In § 10 wird nach Absatz 1 folgender Absatz 1a 
eingefügt:

1.	 „(1a) ¹Abweichend von Absatz 1 können 
Beschäftigte und Arbeitgeber im gegensei-
tigen Einvernehmen, frühestens nach Ablauf 
der Probezeit, die Erhöhung der regelmäßi-
gen Arbeitszeit auf bis zu durchschnittlich 
42 Stunden wöchentlich (ausschließlich der 
Pausen) vertraglich vereinbaren. ²Bei der 
Übernahme von Auszubildenden sowie dual 
Studierenden im Geltungsbereich des Tarif-
vertrages für Studierende in ausbildungsin-
tegrierten dualen Studiengängen im öffent-
lichen Dienst (TVSöD) darf die Vereinbarung 
gemäß Satz 1 nicht bereits mit Beginn des 
Arbeitsverhältnisses geschlossen werden. 
³Die Erhöhung ist auf maximal 18 Monate 
zu befristen. 4Verlängerungen sind nur be-
fristet und nur in gegenseitigem Einverneh-
men möglich. 5Die Verlängerungen können 
jeweils bis zu 18 Monate betragen. 6Die 
Vereinbarung kann aus wichtigem Grund 
in Textform mit einer Frist von vier Wochen 
zum Monatsende gekündigt werden. 7Soweit 
in der AVO einschließlich Anlagen auf die re-
gelmäßige durchschnittliche wöchentliche 
Arbeitszeit von Vollbeschäftigten Bezug 
genommen wird, gilt in diesem Fall die in-
dividuell erhöhte regelmäßige wöchentliche 
Arbeitszeit nach Satz 1.“

(2)	 In § 10a wird nach Absatz 7 folgender Absatz 8 
eingefügt:

„(8) ¹Erhöhungsstunden sind die nach § 10 Abs. 
1a vereinbarten Arbeitsstunden, die über die 
regelmäßige durchschnittliche wöchentliche 
Arbeitszeit von Vollbeschäftigten (§ 10 Abs. 1 
Satz 1) hinausgehen. ²Erhöhungsstunden sind 
keine Überstunden nach Absatz 6 und 7.“

(3)	 In § 10b wird nach der Protokollerklärung zu den 
Absätzen 5 und 6 folgender Absatz 7 eingefügt:

„(7) ¹Beschäftigte mit einer erhöhten Arbeitszeit 
nach § 10 Abs. 1a erhalten neben dem Entgelt 

für jede Erhöhungsstunde einen Zuschlag. ²Der 
Zuschlag beträgt je Erhöhungsstunde
	- in den Entgeltgruppen 1 bis 9b: 25 v. H.,
	- in den Entgeltgruppen 9c bis 16b: 10 v. H.

des auf eine Stunde entfallenden Anteils des Ta-
bellenentgelts der Stufe 3 der jeweiligen Entgelt-
gruppe.“

(4)	 In § 10b wird nach Absatz 7 folgende Protokoll-
erklärung eingefügt:

„Protokollerklärung zu Absatz 7: 
¹Der Zuschlag wird als verstetigtes Entgelt in 
Monatsbeträgen gezahlt. ²Dabei sind die ver-
einbarten wöchentlichen Erhöhungsstunden 
(§ 10a Abs. 8) zunächst mit dem Faktor 4,348 
(§ 22a Abs. 3 Satz 3) und anschließend mit dem 
sich aus § 10b Abs. 7 ergebenden Zuschlag zu 
multiplizieren.“

(5)	 In §22a wird Absatz 2 durch folgende Neufas-
sung ersetzt:

„(2) Soweit nicht ausdrücklich etwas anderes ge-
regelt ist, gilt hinsichtlich des Tabellenentgelts 
(§ 16c) und aller sonstigen Entgeltbestandteile 
Folgendes:
a)	 Teilzeitbeschäftigte erhalten diese Entgel-

te in dem Umfang, der dem Anteil ihrer in-
dividuell vereinbarten durchschnittlichen 
Arbeitszeit an der regelmäßigen Arbeitszeit 
vergleichbarer Vollbeschäftigter entspricht.

b)	 Beschäftigte mit einer erhöhten Arbeitszeit 
gemäß § 10 Abs. 1a erhalten diese Entgelte 
in dem Umfang, der ihrer individuell erhöhten 
regelmäßigen durchschnittlichen wöchentli-
chen Arbeitszeit gemäß § 10 Abs. 1a Satz 1 
entspricht.“

B) Inkrafttreten

Die Änderungen treten zum 1. Januar 2026 in Kraft.

Limburg, 26. Juni 2026	 +	 Dr. Georg Bätzing
Az.: 565AH/62656/26/02/6		  Bischof von Limburg
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Nr. 72 Beschluss der KODA vom 22. Mai 2026 – KO-
DA-Beschlüsse im Zusammenhang mit der Übernah-
me der Tarifergebnisse vom 6. April 2025 – Teil 2

A) Nachfolgende Änderungen treten zum 1.  Janu-
ar 2025 in Kraft

(1)	 Anlage 22 zur AVO

Die Anlage 22 zur AVO – Entgeltordnungen - wird wie 
folgt geändert:

Die Grundsätzlichen Eingruppierungsregelungen (Vor-
bemerkungen) werden wie folgt geändert:
1.	 In der Protokollerklärung zu Satz 5 der Vorbemer-

kung Nummer 3 wird die Angabe „2024“ durch 
die Angabe „2029“ ersetzt.

2.	 In der Protokollerklärung zu Satz 3 und 4 der Vor-
bemerkung Nummer 4 wird die Angabe „2024“ 
durch die Angabe „2029“ ersetzt.

(2)	 Anlage 29 Sozial- und Erziehungsdienst

§ 1 Absatz 4 Satz 1 wird durch folgende Neufassung 
ersetzt:

„¹Beträgt bei Höhergruppierungen innerhalb der An-
lage C (VKA) der Unterschiedsbetrag zwischen dem 
derzeitigen Tabellenentgelt und dem Tabellenentgelt 
nach § 16d Abs. 4 Satz 1 AVO in der höheren Entgelt-
gruppe in den Entgeltgruppen S 2 bis S 8b

	- bis zum 31. März 2025 weniger als 72,99 
Euro,

	- vom 1. April 2025 bis 30. April 2026 weniger 
als 75,26 Euro und

	- ab 1. Mai 2026 weniger als 77,37 Euro,
	- in den Entgeltgruppen S 9 bis S 18
	- bis zum 31. März 2025 weniger als 116,79 

Euro,
	- vom 1. April 2025 bis 30. April 2026 weniger 

als 120,42 Euro und
	- ab 1. Mai 2026 weniger als 123,79 Euro,

so erhält die/der Beschäftigte während der betreffen-
den Stufenlaufzeit anstelle des Unterschiedsbetrages 
den vorgenannten jeweils zustehenden Garantiebe-
trag.“

(3)	 Anlage 35 – Ärztinnen und Ärzte – wird wie folgt 
geändert: 

a)	 § 3 Abs.1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Ärztinnen und Ärzte, die als ständige 
Vertreter der/des leitenden Ärztin/Arztes 
durch ausdrückliche Anordnung bestellt 
sind, erhalten für die Dauer der Bestellung 
eine Funktionszulage bis 31. März 2025 von 
monatlich 551,06 Euro, ab 1. April 2025 in 
Höhe von 568,20 Euro und ab 1. Mai 2026 in 
Höhe von 584,11 Euro.“

b)	 § 3 Abs 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Ärztinnen und Ärzte, die aufgrund aus-
drücklicher Anordnung innerhalb einer 
Fachabteilung oder eines Fachbereichs 
einen selbständigen Funktionsbereich mit 
mindestens zehn Beschäftigten leiten, erhal-
ten für die Dauer der Anordnung eine Funkti-
onszulage bis 31. März 2025 von monatlich 
394,65 Euro, ab 1. April 2025 in Höhe von 
406,92 Euro und ab 1. Mai 2026 in Höhe von 
418,31 Euro.“

c)	 § 3 Abs 3 wird wie folgt gefasst:

„(3) Ärztinnen und Ärzte, denen aufgrund 
ausdrücklicher Anordnung mindestens fünf 
Ärzte unterstellt sind, erhalten für die Dauer 
der Anordnung eine Funktionszulage bis 31. 
März 2025 von monatlich 394,65 Euro, ab 1. 
April 2025 in Höhe von 406,92 Euro und ab 1. 
Mai 2026 in Höhe von 418,31 Euro.“

(4)	 Anlage 32 – Pflege – wird wie folgt geändert:

a)	 In § 1 Absatz 2 wird die Angabe „Abs. 1“ 
durch die Angabe „Abs. 2“ ersetzt.

b)	 § 1 wird um einen Absatz 5 mit folgendem 
Wortlaut ergänzt:

„(5) ¹Beschäftigte, die in eine der Entgelt-
gruppen P 5 bis P 16 eingruppiert sind, er-
halten bis 31. März 2025 zuzüglich zu dem 
Tabellenentgelt gemäß § 15 Abs. 1 eine Pfle-
gezulage in Höhe von monatlich 133,80 Euro. 
²Die Pflegezulage gemäß Satz 1 erhöht sich 
ab dem 1. April 2025 auf monatlich 137,96 
Euro und ab dem 1. Mai 2026 auf monatlich 
141,82 Euro. ³Die Pflegezulage verändert 
sich bei allgemeinen Entgeltanpassungen 
nach dem 31. März 2027 um den Tarifver-
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tragsparteien des TVöD VKA vereinbarten 
Vomhundertsatz“.

(5)	 Anlage 24 – Ordnung zur Überleitung der Be-
schäftigten in die Entgeltsystematik des TVöD-
VKA - wird wie folgt geändert:

a)	 Die Protokollerklärung zu § 6 Absatz 4 Satz 6 
OzÜ erhält folgenden Wortlaut:

„Protokollerklärung zu Absatz 4 Satz 6:
Die Beträge der individuellen Endstufen er-
höhen sich ab dem 1. April 2025 um 3,0 Pro-
zent, mindestens aber um 110,00 Euro, und 
ab dem 1. Mai 2026 um weitere 2,8 Prozent.“

b)	 In § 8 OzÜ wird die Protokollerklärung Num-
mer 2 zu Absatz 3 wie folgt gefasst:

„Die Beträge der individuellen Zwischenstufe 
verändern sich bei allgemeinen Entgeltan-
passungen um den von den Tarifvertragspar-
teien für die jeweilige Entgeltgruppe festge-
legten Prozentsatz; sie erhöhen sich ab dem 
1. April 2025 um 3,0 Prozent, mindestens 
aber um 110 Euro, und ab dem 1. Mai 2026 
um weitere 2,8 Prozent.“

c)	 In § 9 OzÜ wird die Protokollerklärung Num-
mer 2 zu Absatz 4 Sätze 1 und 2 wie folgt 
gefasst:

„2. Die Besitzstandszulage erhöht sich am 1. 
April 2025 um 3,11 Prozent und am 1. Mai 
2026 um weitere 2,8 Prozent.“

d)	 In § 11 OzÜ wird der Wortlaut der Protokoll-
erklärung zu Absatz 2 Satz 2 wie folgt ge-
fasst:

„Die Besitzstandszulage erhöht sich am 1. 
April 2025 um 3,11 Prozent und am 1. Mai 
2026 um weitere 2,8 Prozent.“

e)	 § 28a wird wie folgt geändert:

1.	 Die Protokollerklärung zu Absatz 4 Satz 7 
wird wie folgt gefasst:

„Protokollerklärung zu Absatz 4 Satz 7:
Die Vergleichsentgelte sowie die Beträge 
der individuellen Endstufen erhöhen sich 
am 1. April 2025 um 3,0 Prozent, mindestens 

aber um 110,00 Euro, und zum 1. Mai 2026 
um weitere 2,8 Prozent.“

2.	 Absatz 8 wird wie folgt gefasst:

„(8) ¹Am 1. Januar 2008 aus dem BAT über-
geleitete Beschäftigte, denen am 31. Dezem-
ber 2012 eine Besitzstandszulage nach § 9 
zustand und die

a)	 nach der Anlage 22 BEO 2 zur AVO in 
der Entgeltgruppe S 11b eingruppiert 
sind, erhalten für die Dauer der Zuord-
nung zur Stufe 6 zusätzlich zu dem Ta-
bellenentgelt der Entgeltgruppe S 11b 
Stufe 6 eine Zulage

	- bis zum 31. März 2025 in Höhe von 
90,69 Euro monatlich,

	- vom 1. April 2025 bis zum 30. April 
2026 in Höhe von 93,51 Euro mo-
natlich und

	- ab dem 1. Mai 2026 in Höhe von 
96,13 Euro monatlich.“

b)	 nach der Anlage 22 BEO 2 zur AVO in 
der Entgeltgruppe S 12 eingruppiert 
sind, erhalten für die Dauer der Zuord-
nung zur Stufe 6 zusätzlich zu dem 
Tabellenentgelt der Entgeltgruppe S 12 
Stufe 6 eine Zulage

	- „bis zum 31. März 2025 in Höhe 
von 103,62 Euro monatlich,

	- vom 1. April 2025 bis zum 30. April 
2026 in Höhe von 106,84 Euro mo-
natlich und

	- ab dem 1. Mai 2026 in Höhe von 
109,83 Euro monatlich.“

f)	 In § 29a wird Nummer 2 der Protokollerklä-
rung zu Absatz 4 wie folgt gefasst:

„2. Der Betrag der Differenz nach Satz 2 erhöht 
sich am 1. April 2025 um 3,11 Prozent und am 
1. Mai 2026 um weitere 2,8 Prozent.“

B) Nachfolgende Änderung tritt zum 1. Juli 2025 in 
Kraft

1.	 § 10 AVO wird um folgende Protokollerklärung 
ergänzt:
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¹Gleitzeitregelungen sind unter Wahrung der 
jeweils geltenden Mitbestimmungsrechte mög-
lich. ²Sie dürfen keine Regelungen im Sinne des 
§ 7 Abs. 1, 2 und des § 12 ArbZG enthalten. ³In 
gemeinsamer Verantwortung von Arbeitgeber 
und Beschäftigten soll darauf hingewirkt wer-
den, dass Gleitzeitkonten durch Zeitausgleich 
zum Ende des Ausgleichszeitraums keine Minus- 
oder Plusstunden ausweisen, welche die geregel-
ten Saldogrenzen überschreiten. 4Hierzu gehört 
auch, dass im Einzelfall frühzeitig auch von der 
Möglichkeit der Anordnung von Überstunden 
(§ 10a Abs. 6) Gebrauch gemacht wird. 5Soweit 
ein Arbeitszeitkonto gerichtet ist, kann auch die 
Übertragung von Plusstunden auf dieses erfol-
gen. 6In den Gleitzeitregelungen können weitere 
Einzelheiten, insbesondere zur Anwendung der 
vorgenannten Möglichkeiten, geregelt werden.“

2.	 § 10b AVO wird wie folgt geändert:

a)	 § 10b Absatz 5 wird wie folgt geändert:
aa) In Satz 1 wird die Angabe „105 Euro“ 
durch die Angabe „200 Euro“ ersetzt.
bb) In Satz 2 wird die Angabe „0,63 Euro“ 
durch die Angabe „1,18 Euro“ ersetzt.

b)	 § 10b Absatz 6 wird wie folgt geändert:
aa) In Satz 1 wird die Angabe „40 Euro“ durch 
die Angabe „100 Euro“ ersetzt.
bb) In Satz 2 wird die Angabe „0,24 Euro“ 
durch die Angabe „0,59 Euro“ ersetzt.

c)	 Nach Absatz 6 wird folgende Protokollerklä-
rung eingefügt:

„Protokollerklärung zu den Absätzen 5 und 6: 
Die Beträge verändern sich bei allgemeinen Ent-
geltanpassungen nach dem 31. Dezember 2026 
um den von den Tarifvertragsparteien des TVöD 
VKA vereinbarten Vomhundertsatz.“

3.	 Anlage 33 – Bereitschaftsdienst und Zusatzur-
laub – wird wgie folgt geändert:

a)	 Die Überschrift erhält folgenden Wortlaut: 
„Bereitschaftsdienst, Zusatzurlaub, Wech-
selschichtzulage“

b)	 Es wird ein neuer § 6 mit folgendem Wortlaut 
eingefügt: 

¹Beschäftigte, die ständig Wechselschichtar-
beit leisten, erhalten abweichend von § 10b 
Abs. 5 Satz 1 eine Wechselschichtzulage 
von 250,00 Euro monatlich. ²Beschäftigte, 
die nicht ständig Wechselschichtarbeit leis-
ten, erhalten abweichend von § 8 Abs. 5 Satz 
2 eine Wechselschichtzulage von 1,47 Euro 
pro Stunde. ³Die Beträge verändern sich bei 
allgemeinen Entgeltanpassungen nach dem 
31. Dezember 2026 um den von den Tarif-
vertragsparteien des TVöD VKA vereinbarten 
Vomhundertsatz.

C) Nachfolgende Änderung tritt zum 1. Januar 2026 
in Kraft. 

§ 10b AVO wird wie folgt geändert:

In Absatz 1 Satz 2 Buchstabe a werden die An-
gaben „in den Entgeltgruppen“ jeweils durch die 
Angabe „- in den Entgeltgruppen“ ersetzt.

Limburg, 26. Juni 2026	 +	 Dr. Georg Bätzing
Az.: 565AH/62656/26/02/7		  Bischof von Limburg

Bischöfliches Ordinariat

Nr. 73 Totenmeldungen

Pfarrer i. R. Horst Krahl

Am 2. Juli 2026 verstarb Herr Pfarrer i. R. Horst Krahl
im Alter von 86 Jahren in Wiesbaden.

Horst Krahl wurde am 15. Juli 1939 in Eichwald/Te-
plitz-Schönau im Sudetenland als zweites Kind sei-
ner Eltern geboren. Seine frühen Lebensjahre standen 
unter dem Eindruck von Krieg, Flucht und Heimatver-
lust. Während sich sein Vater noch in Kriegsgefangen-
schaft befand, wurde ihm der Schulbesuch verwehrt, 
und die Familie verlor ihre Heimat. In Hassenhausen 
bei Bad Kösen fand die Familie Zuflucht. Als er im 
Herbst 1946 mit der Schulbildung beginnen wollte, 
erkrankte er an einer Knochenmarksvereiterung und 
musste ein halbes Jahr im Krankenhaus verbringen. 
Im April 1947 siedelte die Familie nach Friedrichsdorf 
über. Erst im Herbst 1947 konnte er die Volksschu-
le besuchen. Nach einigen Jahren an der dortigen 
Philipp-Reis-Mittelschule wechselte er an das Studi-
enheim für Spätberufene St. Clemens in Bad Driburg, 
wo er im Februar 1962 die Hochschulreife erlangte.
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Nach dem Studium der Philosophie und der Theologie 
an der Hochschule Sankt Georgen in Frankfurt und der 
Universität München wurde er von Bischof Dr. Wilhelm 
Kempf am 9. März 1968 in der damaligen Pfarrkirche 
Herz Jesu in Friedrichsdorf zum Priester geweiht. Ein 
Unfall hatte verhindert, dass er zusammen mit sei-
nen Kurskollegen im Dezember 1967 geweiht werden 
konnte.

Nach einem Seelsorgepraktikum in Winkel wurde er 
zum 1. September 1968 Kaplan in Geisenheim. Auf-
grund seiner Begabungen wurde ihm ab September 
1969 ein pastoraltheologisches und homiletisches 
Zusatzstudium in München ermöglicht. In dieser Zeit 
war er zugleich als Subsidiar in der Seelsorge tätig. 
Anschließend wirkte er von 1971 bis 1974 als Assis-
tent am Priesterseminar in Limburg und an der Hoch-
schule Sankt Georgen.

Zum 1. August 1974 übertrug ihm der Bischof die 
Pfarrei St. Andreas in Wiesbaden. Mit Hingabe und 
in der ihm eigenen Art wirkte er dort als Seelsorger. 
Es war ihm ein besonderes Anliegen, Menschen für 
das Hören auf Gottes Wort zu öffnen und sie zu ei-
nem Handeln aus dem Geist des Evangeliums zu er-
mutigen. Er nahm gesellschaftliche Entwicklungen 
und Veränderungen in der Landschaft von Glauben 
und Pastoral aufmerksam wahr und suchte darauf 
mit pastoraler Kreativität zu antworten. Er verstand 
sich selbst als „Leute-Priester“ mitten unter den Men-
schen. Den damit verbundenen Anforderungen und 
Mehrbelastungen stellte er sich bereitwillig. So über-
nahm er den Dienst als Dekan sowohl in Wiesbaden-
Mitte als auch in Wiesbaden-Nord. Im Jahr 1986 hatte 
er für vier Monate die Pfarrverwaltung der Pfarrei Drei-
faltigkeit, 1998 für kurze Zeit die der Pfarreien Herz 
Jesu und St. Marien inne. Zum 1. August 1999 gab er 
die Leitung der Pfarrei St. Andreas ab und übernahm 
zusammen mit Pfarrer Peter Wagner die Leitung der 
Wiesbadener Pfarreien St. Andreas und St. Josef ge-
mäß c. 517 § 1 CIC.

Über Pfarr- und Stadtgrenzen hinaus galt sein Blick 
stets dem Wohl des Bistums und dem Dienst an den 
Menschen. Von 1987 an war er theologischer Berater 
der Kirchenzeitung „Der Sonntag“. Mit großem Fin-
gerspitzengefühl nahm er diese Vermittlungsaufgabe 
wahr und wurde darin von Redaktion und Leserschaft 
sehr geschätzt. Er engagierte sich im Priesterrat und 
im geschäftsführenden Ausschuss des Priesterrates. 
Mit seinen zahlreichen Buchveröffentlichungen gab 
er vielen Mitbrüdern im Predigtdienst und vielen in 
der Pastoral Tätigen wertvolle Anregungen und Hilfen.

Zum 30. April 2004 trat Pfarrer Krahl in den Ruhe-
stand. Der Bischof ernannte ihn bereits am Tag darauf 
zum Bischöflichen Beauftragten für den Ständigen Di-
akonat. Weitere Aufgaben sollten folgen: die Pfarrver-
waltung der Pfarrei St. Bonifatius in Wiesbaden und 
die Übernahme der Aufgabe des priesterlichen Leiters 
des Pastoralen Raumes Wiesbaden-City (26. April bis 
zum 30. Juni 2006) und die Ernennung zum Regens 
des Priesterseminars in Limburg zum 1. Februar 2007; 
bereits seit dem 1. August 2006 hatte er diese Auf-
gabe kommissarisch inne. Bis Ende Mai 2009 übte 
er das Amt des Regens aus, bis Ende März 2010 das 
Amt des Bischöflichen Beauftragten für den Ständi-
gen Diakonat. Ab Juli 2010 war er im Dezernat Perso-
nal für die Personalpflege der Priester zuständig und 
übernahm ab dem 16. Juli 2010 als Pfarrverwalter der 
Pfarreien St. Marien, Herz-Jesu in Wiesbaden-Biebrich 
und St. Kilian in Wiesbaden sowie als kommissari-
scher Priesterlicher Leiter des Pastoralen Raumes 
Wiesbaden-Biebrich Verantwortung.

Im Ruhestand verblieb Pfarrer Krahl in Wiesbaden und 
nahm weiter am Leben der Gemeinden teil; mit vielen 
Menschen war er vernetzt. Zu Entwicklungen und Vor-
gängen im Bistum und in den Pfarreien hatte er stets 
eine Meinung. Bereitwillig half er jungen Mitbrüdern 
aus dem Ausland in der deutschen Sprache und beim 
Erstellen von Predigten. Am 9. März 2018 konnte Pfar-
rer Krahl sein Goldenes Priesterjubiläum begehen. 
Sehr war er in seiner Wohnung, umgeben von unzähli-
gen Büchern, verwurzelt. Nach einer Operation vor drei 
Jahren konnte er nicht mehr mobil sein. Anfang 2025 
erforderte nicht zuletzt eine zunehmende Demenz den 
Umzug in das Herz-Jesu-Heim in Biebrich.

Wir danken Herrn Pfarrer Krahl für sein Wirken in un-
serem Bistum. Vertrauensvoll übergeben wir ihn in die 
Hände des barmherzigen Gottes und empfehlen den 
Verstorbenen dem Gebet der Mitbrüder und dem Ge-
bet aller, mit denen er aus dem Glauben heraus gelebt 
und für die er gewirkt hat.

Das Requiem wurde am Freitag, 17. Juli 2026, in der 
Kirche St. Andreas in Wiesbaden gefeiert. Anschlie-
ßend fand die Beerdigung auf dem Südfriedhof in 
Wiesbaden statt.
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Pfarrer i. R. Bernhard Brandt

Am 5. Juli 2026 verstarb Herr Pfarrer i. R. Bernhard 
Brandt im Alter von 87 Jahren in Frankfurt.

Bernhard Brandt wurde am 18. Februar 1939 in Bres-
lau geboren. Seine Mutter starb kurz nach seiner Ge-
burt, sein Vater fiel im Krieg. Die zweite Frau seines 
Vaters nahm sich seiner an und zog ihn, wie er später 
selbst schrieb, mit Liebe und Klugheit groß. Die Wirren 
des Zweiten Weltkrieges führten beide nach Schöne-
beck an der Elbe, wo er ab 1947 die Schule besuchen 
konnte. Zwei Jahre später siedelten sie nach Stier-
stadt über. Als Internatsschüler besuchte Bernhard 
Brandt das humanistische Gymnasium der St.-Albert-
Schule in Königstein im Taunus und legte dort im Fe-
bruar 1959 die Reifeprüfung ab. Zwischenzeitlich war 
er gemeinsam mit seiner Mutter nach Sprendlingen 
gezogen, wo diese für einige Zeit den Haushalt in ei-
nem Pfarrhaus führte. Im Sommer 1959 begann er 
das Studium der Philosophie und Theologie an der 
Hochschule Königstein im Taunus; zwei Semester 
verbrachte er an der Universität München.

Bischof Dr. Wilhelm Kempf weihte ihn am 8. Dezem-
ber 1964 im Limburger Dom zum Priester.

Nach einem Seelsorgspraktikum in Idstein im Januar 
und Februar 1965 war Bernhard Brandt zunächst als 
Kaplan in Eltville (26. April 1965 bis 31. März 1967) 
und anschließend in Frankfurt-Niederrad (1.  Ap-
ril 1967 bis 31. August 1970) tätig. Zum 1. September 
1970 übertrug ihm der Bischof die Pfarrei in Nievern, 
die er bis zum 31. Juli 1974 leitete. Danach wechselte 
er nach Frankfurt und übernahm nach dem Weggang 
der Redemptoristenpatres die Pfarrei Heilig Kreuz, der 
er 33 Jahre lang vorstand.

Sein priesterliches und seelsorgliches Wirken war ge-
prägt vom Geist des Zweiten Vatikanischen Konzils. 
Besonders am Herzen lag ihm eine würdige, lebendige 
und ansprechende Feier der Liturgie. Mit großem Eifer 
förderte er die Ministranten- und Jugendarbeit sowie 
die Mitverantwortung aller Gläubigen am Leben und 
Aufbau der Gemeinde.

Neben seinem Dienst in der Pfarrei übernahm Bern-
hard Brandt bereitwillig weitere Aufgaben. Vom 
9. Oktober 1987 bis zum 20. Februar 1988 war er 
Pfarrverwalter der Pfarrei Maria Rosenkranz in Frank-
furt-Seckbach; vom 1. Oktober 1991 bis zu seinem 
Eintritt in den Ruhestand war er ihr Pfarrer. Das Ver-
trauen seiner Mitbrüder sowie der pastoralen Mitar-

beiterinnen und Mitarbeiter zeigte sich auch darin, 
dass er vom 1. November 1976 an für vier Amtszeiten 
bis zum Ende des Jahres 1994 Dekan des Dekanates 
Frankfurt-Ost war. Daran schloss sich bis zum 31. De-
zember 1999 eine weitere Amtszeit als stellvertreten-
der Dekan an. In allen Jahren seines priesterlichen 
Dienstes war er dem Bischof ein verlässlicher und 
loyaler Mitarbeiter.

Zum 16. August 2007 trat Herr Pfarrer Brandt in den 
Ruhestand und zog nach Oberursel. Schon in seiner 
Bewerbung um die Aufnahme in das Priesterseminar 
im Jahr 1962 hatte er diese Gegend als seine Heimat 
bezeichnet. Auch im Ruhestand blieb er seelsorglich 
tätig und übernahm bis zum Sommer 2019 Dienste als 
Subsidiar in den Pastoralen Räumen Bad Homburg, 
Oberursel-Zentrum und Oberursel-Süd/Steinbach. Da-
nach verlegte er seinen Wohnsitz in das Franziska-
Schervier-Seniorenzentrum nach Frankfurt, zunächst 
in das betreute Wohnen, dann im Pflegebereich. Sein 
diamantenes Priesterjubiläum am 8. Dezember 2024 
konnte er aus gesundheitlichen Gründen nicht mehr 
aktiv begehen.

Wir danken Herrn Pfarrer Brandt für sein Wirken in 
unserem Bistum. Vertrauensvoll übergeben wir ihn in 
die Hände des barmherzigen Gottes und empfehlen 
den Verstorbenen dem Gebet der Mitbrüder und dem 
Gebet aller, mit denen er aus dem Glauben heraus ge-
lebt und für die er gewirkt hat.

Die Beerdigung fand am Freitag, 17. Juli 2026, auf 
dem Hauptfriedhof in Frankfurt statt. Anschließend 
wurde in der Kirche Maria Rosenkranz, Frankfurt-Seck-
bach das Requiem für ihn gefeiert.



- 184 -

Amtsblatt des Bistums Limburg Nr. 8/2026

Verlag des Bischöflichen Ordinariates Limburg, 65549 Limburg a. d. Lahn, E-Mail: verlag@bistumlimburg.de.
Herstellung: Druckerei Christof Heymann, Beselich.  Bezugspreis: jährlich 23,- Euro.


